
hier mit den widerstreitenden Stellungnahmen der Kontrahenten. 11 ’ Doch waren
vorläufig weder die außerparlamentarischen Widerstände von AOK und Gewerk¬
schaften noch die Zurückhaltung der Direktion Arbeit überwunden, die jetzt, in
einer bereits öfter zu beobachtenden Koalition, Rückendeckung gegen die eigene
Staatskanzlei bei der Landesmilitärregierung fanden. 118 Rudolf Stibal, Freiburger
AOK-Geschäftsführer und Vorsitzender der Gewerkschaft der Angestellten, ver¬
sorgte die Franzosen zu diesem Zweck mit einer umfangreichen Dokumentation
über die Kampagne gegen die Einheitskasse. 139 Der Arbeitsoffizier Andrez setzte sich
im internen französischen Entscheidungsprozeß, anders als seine Kollegen in Tübin¬
gen und Koblenz, jetzt intensiv dafür ein, die Wiederzulassung der Sonderkassen zu
verhindern. In mehreren Memoranden an seinen Gouverneur und andere Stellen der
Militärregierung berief Andrez sich auf die politique de justice socialepoursuiviepar le
Gouvernement Militaire. Die Einheitskassen-Verordnung habe eine breite Demokrati¬
sierung zum Ziel und habe retabli la solidarite parmi des assures sociaux de toutes
classes\ ihre Wiederaufhebung drohe zu einer lütte sociale zu führen. 140 Gegenüber
dem Gouverneur analysierte er ausführlich die Kampagne für die Sonderkassen in
Presse, Rundfunk und Versammlungen, welche dans son fondement meme, la politi¬
que sociale poursuivie jusqu’ici en Z.F.O. zu unterminieren drohe, und er verwies auf
die Folgen für die Gewerkschaftsbewegung, deren Führung in Schwierigkeiten gera¬
te. 141 In seiner detaillierten sachlichen Darstellung übernahm der Arbeitsoffizier im
wesentlichen die Argumente der Ortskrankenkassen, Gewerkschaften und Sozialde¬
mokraten. Aus französischer Sicht betonte er nicht nur die Demokratisierungspoli¬
tik, sondern auch die Tatsache, daß die Sozialversicherungen große Finanzmittel
verwalteten, ihre Verwendung in den Betriebs- und Ersatzkassen mit ihrer schwächer
ausgebildeten Selbstverwaltung aber weniger kontrolliert würde als in den Ortskran¬
kenkassen.
Auf dem Höhepunkt der Auseinandersetzungen, deren Ausgang unzweifelhaft war,
brach innerhalb der französischen Verwaltung auch noch einmal der autoritäre
Reflex durch: Mitte Juli, als Andrez die Grundlagen der seit 1946 verfolgten Sozial¬
politik tatsächlich schwinden sah, erwog er kurzfristig intern sogar ein Verbot der
Landtagsdebatten. 141 Im politischen Kontext des Sommers 1949 war dies denkbar
unrealistisch, wirft aber noch einmal ein Schlaglicht auf die „Demokratisie-
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Vgl. Ausschüsse und Plenum, wie Anm. 127, sowie die FDP-Zeitung Das Neue Baden, u. a.
5. 4. (Margot Kalinke: Freiheit unteilbar!), 9. 4. (dies., Soll die Freiheit mit Zwang beginnen?)
u. 30. 4. 1949.
Vgl. besonders StA FR A 1/253/1 und A 2/8543.
Wirtschaftsminister Lais verwies als zuständiger Fachminister auch auf das Problem der
konkurrierenden Gesetzgebung nach dem Grundgesetz: Lais an Staatskanzlei, 28. 5. 1949;
StA FRA 2/8543.
Stibal an Arbeitsoffizier Dibourg, 23. 3. 1949; AdO Colmar Bade 2414/6.
Vermerk Andrez’ für Präsident des Comite juridique, 15. 12.1948, sowie Gesamtdarstellung

4i
der Reform, 13. 4. 1949; AdO Colmar Bade 2414/6.
Vermerk Andrez’ für Gouverneur Pene, 25.3.1949, u. weitere Schreiben vom 9. u.
15. 12. 1948,1. 2. 1949,25. 5. 1949; ebd.
Vermerk Andrez’für Directeur des Affaires administratives, 18.7. 1949; ebd.
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